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Kurdistan-Konflikt 


4 200 Tote auf beiden Seiten hat der kurdische Selbstbestimmungskrieg 
in der Türkei 1993 gekostet (FR v. 21. März 1994). 874 Dörfer wurden 
zerstört. 95 Mrd. DM kostete der Bürgerkrieg nach Angaben von Mini- 
sterpräsidentin Tansu Ciller allein den türkischen Staat in den vergan- 
genen zehn Jahren (FR v. 22. März 1994). 

Eine Lösung der Konflikte muß im Interesse aller bald gefunden werden, 
um die vöUige Zerstörung der kurdischen Kultur oder gar des kurdi- 
schen Volkes, aber auch dem vöUigen wirtschaftlichen Zusammenbruch 
der Türkei zuvorzukommen. 

Der Deutsche Bundestag verabschiedete am 28. April 1994 einen Antrag 
der Fraktion der SPD (entsprechend einer Beschlußempfehlung des 
Auswärtigen Ausschusses vom 12. April 1994, Drucksache 12/7224), in 
dem darauf hingewiesen wird, daß der Deutsche Bundestag „die Politik 
der türkischen Regierung für aussichtslos (hält), die PKK ausschließhch 
mit mihtärischer Gewalt bezwingen zu wollen" und, daß „eine Eskala- 
tion der Gewalt das Problem nicht lösen wird, sondern nur zu einer Ver- 
vielfachung des Leides führt und friedliche Lösungswege erschwert." 
Die Ursache der Gewalt hegt nach Überzeugung des Deutschen Bun- 
destages in „der seit Jahrzehnten ungelösten Kurdenfrage". In der 
Konsequenz begrüßt der Deutsche Bundestag, „daß sowohl in der türki- 
schen Öffenthchkeit, im Parlament und auch in der Wirtschaft ein 
Umdenken in Richtung größerer Dialogbereitschaft mit den Kurden 
begonnen hat" und bringt seine Erwartung zum Ausdruck, daß die 
„Maßnahmen zur Demokratisierung, im Bereich der Menschenrechte 
und zur Ausfüllung des in diesem Zusammenhang von der türkischen 
Regierung selbst propagierten Begriff der , kurdischen Identität' durch- 
geführt werden". 

Aufgabe deutscher Außenpohtik sollte es sein, den Dialog zwischen den 
Konfhktparteien und eine friedhche Lösung zu fördern. Ein erster Schritt 
wäre jedoch, beide Seiten zur Einhaltung der Menschenrechte und des 
humanitären Kriegsvölkerrechts zu drängen. Gegen beide Prinzipien 
wird im Konfliktgebiet zur Zeit verstärkt verstoßen. 

/. Möglichkeiten für eine Lösung des Kurdistan- Konfliktes 

1. Gibt es von seiten der Bundesregierung Überlegungen, wie die 
Türkei und Vertreterinnen/Vertreter der Kurden zu einer einver- 
nehmhchen Lösung des Konfliktes finden können? 

Wenn nein, warum nicht? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Auswärtigen Amtes vom 5. September 1994 
übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Die Bundesregierung ist bereits seit langem bilateral wie auch im 
Zusammenwirken mit ihren Partnern mit der türkischen Regie- 
rung im Gespräch über die Dringlichkeit einer friedlichen Bei- 
legung des Kurdenkonflikts. Die Mitglieder der Bundesregierung 
nutzen jede Gelegenheit, ihren türkischen Gesprächspartnern zu 
verdeutlichen, welche Bedeutung einer friedlichen Lösung der 
Kurdenfrage für die Beziehungen zur Türkei und ihrer weiteren 
Heranführung an die europäischen Strukturen zukommt. Die 
Bundesregierung ist allerdings nicht in der Lage, der Türkei 
Lösungsmöglichkeiten für das Kurdenproblem vorzuschreiben. 

Sie wird gemeinsam mit ihren Partnern in der Europäischen 
Union, dem Atlantischen Bündnis, dem Europarat und der KSZE 
weiterhin auf die Verbesserung der Menschenrechtslage in der 
Türkei hin wirken. 


2. Was tut die Bundesregierung, um die für einen Dialog eintretenden 
Kräfte in der Türkei zu fördern? 


Siehe Antwort zu Frage 1. 


3, Welche Gruppierung oder Einzelpersonen könnten nach Meinung 
der Bundesregierung die Kurden vertreten? 


Nach Auffassung der Bundesregierung müssen die Kurden in 
eigener, freier Entscheidung über die Form ihrer politischen Ver- 
tretung entscheiden. 


4. Teilt die Bundesregierung die von der Türkei vertretene Auffas- 
sung, „Mit Terroristen verhandelt man nicht"? 


Die Bundesregierung respektiert die Haltung der türkischen 
Regierung, mit der PKK keine Verhandlungen aufzunehmen. 


5. Ist der Bundesregierung die Resolution 3103 der Vollversammlung 
der Vereinten Nationen vom 12. Dezember 1973 bekannt? 


Ja. 


6. Hält die Bundesregierung o. g. Resolution, insbesondere die 
Absätze 4 und 1 1 Nr. 1 bis 3 im Kurdistan-Konflikt für anwendbar? 

Wenn nein, warum nicht? 


Die Resolution 3103 vom 8. Januar 1974 hat vor dem Hintergrund 
der Dekolonisierungsdebatte in den Vereinten Nationen Fragen 
des rechtlichen Status von Kombattanten im Kampf gegen Kolo- 
nialmacht, Fremdherrschaft und rassistische Regimes zum Gegen- 
stand. Sie trifft damit auf den Kurdenkonflikt nicht zu. 
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7. Wie definiert die Bundesregierung „Völker unter Kolonial- und 
Fremdherrschaft und rassistischen Regimen", deren Kampf um 
Selbstbestimmung diese Resolution unter Hinweis auf das Haager 
Abkommen betreffend die Gesetze und Gebräuche des Landkriegs 
und die Genfer Rotkreuz- Ab kommen legitim nennt? 


Wie bereits in der Antwort zu Frage 6 ausgeführt, findet die 
Resolution 3103 auf den Kurdenkonflikt keine Anwendung. 


8. Erfüllt die PKK nach Kenntnis und Einschätzung der Bundesregie- 
rung die Voraussetzungen des Artikels 1 der Anlage zum Haager 
Abkommen von 1907? 

Wenn nein, welche nicht? 

Wenn ja, wie vereinbart sich diese Tatsache mit dem Terrorismus- 
Vorwurf gegenüber der PKK? 


Das IV. Haager Abkommen betreffend die Gesetze und Ge- 
bräuche des Landkriegs definiert in Artikel 1 seiner Anlage den 
Begriff des Kriegführenden. Danach gelten die Gesetze, die 
Rechte und die Pflichten des Krieges nicht nur für das Heer, 
sondern auch für die Milizen und Freiwilligen- Korps, falls sie 
bestimmte, in Artikel 1 aufgelistete Bedingungen erfüllen. 

Die Prüfung, ob die PKK im Sinne dieser Bestimmung von An- 
lage 1 als Kriegführender gilt, setzt voraus, daß das IV. Haager 
Abkommen auf den Kurdistan-Konflikt überhaupt anwendbar ist. 
Das Abkommen bestimmt in Artikel 2, der sog. Allbeteiügungs- 
klausel, daß seine Bestimmungen nur zwischen den Vertrags- 
mächten Anwendung finden und nur dann, wenn die Kriegfüh- 
renden sämtlich Vertragsparteien sind. Daher findet das Abkom- 
men auf den Kurdenkonflikt keine Anwendung. 


9. Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Türkei die kriegsvölker- 
rechtlichen Bestimmungen, insbesondere Artikel 23 ff. der Anlage 
zur Haager Landkriegsordnung von 1907, einhält? 

Liegen ihr Beweise für Verstöße vor? 

Wenn ja, welche? 


Artikel 23 ff. der Anlage zum Abkommen, Ordnung der Gesetze 
und Gebräuche des Landkriegs (Haager Landkriegsordnung) ver- 
bieten bestimmta Mittel der Kriegsführung. Selbst wenn diese 
Bestimmungen auf den Kurdenkonflikt anwendbar wären, so lie- 
gen der Bundesregierung keine Anhaltspunkte für Verstöße der 
Türkei gegen diese kriegs völkerrechtlichen Bestimmungen vor. 


10. Ist der Bundesregierung bekannt, ob die PKK die kriegsvölkerrecht- 
lichen Bestimmungen, insbesondere Artikel 23 ff. der Anlage zur 
Haager Landkriegsordnung von 1907, einhält? 

Liegen ihr Beweise für Verstöße vor? 

Wenn ja, welche? 


Zur Beantwortung wird auf die Antwort zu Frage 9 verwiesen. 
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11. Ist die Bundesregierung bereit, auf die türkische Regierung einzu- 
wirken, um die Beachtung der o. g. Resolution und damit die An- 
wendung wenigstens des o. g. Kriegsvölkerrechts zu erwirken? 


Zur Beantwortung wird auf die Antwort zu Frage 6 verwiesen. 


12. Die „Internationale Konferenz zu Nordwest-Kurdistan", die am 
12./13. März 1994 in Brüssel tagte, forderte die PKK auf (Punkt 20 
der Schlußresoiution), „der Schweizer Regierung - als Dispositar- 
macht des 1. Protokolls von 1977 zu den Genfer Konventionen von 
1949 - eine Erklärung vor(zu)legen, die die Bereitschaft zum Aus- 
druck bringt, sich an die anwendbaren Regeln des Völkerrechts 
unter Artikel 96 III dieses 1. Protokolls zu binden." PKK- General- 
sekretär Abdullah Özcalan erklärte seine Bereitschaft, dieser For- 
derung zu folgen. 

Ist die Bundesregierung bereit, selbiges von der türkischen Regie- 
rung als allerersten Schritt zu einer Deeskalation einzuf ordern? 


Artikel 96 Abs, 3 des 1. Zusatzprotokolls zu den Genfer Abkom- 
men von 1949 (ZP I) ermöglicht es einem „Organ, das ein Volk 
vertritt, welches in einen gegen eine Hohe Vertragspartei gerich- 
teten bewaffneten Konflikt der in Artikel 1 Abs. 4 erwähnten 
Art verwickelt ist", eine einseitige Erklärung an den Depositar 
abzugeben, wonach es sich verpflichtet, die Abkommen und das 
Protokoll in bezug auf diesen Konflikt anzuwenden. 

Konflikte der in Artikel 1 Abs. 4 erwähnten Art sind bewaffnete 
Konflikte, „in denen Völker gegen Kolonialherrschaft und fremde 
Besetzung sowie gegen rassistische Regimes in Ausübung ihres 
Rechts auf Selbstbestimmung kämpfen . . . " . Keines dieser Merk- 
male trifft auf den Kurdenkonflikt zu. 

Die Bundesregierung würde es jedoch begrüßen, wenn sich beide 
Parteien des Kurden- Konflikts an die kriegsvölkerrechtlichen 
Bestimmungen der Genfer Abkommen und des ZP I halten wür- 
den. Anwendung findet in jedem Fall der gemeinsame Artikel 3 
aller Genfer Abkommen, der einen kriegsvölkerrechtlichen Min- 
deststandard für alle an einem nicht-internationalen Konflikt 
beteiligten Parteien aufstellt. Artikel 3 Abs. 2 ermutigt die Par- 
teien an einem internen Konflikt ausdrücklich, durch Sonderver- 
einbarungen auch die anderen Bestimmungen der Genfer Ab- 
kommen ganz oder teilweise in Kraft zu setzen. 


13. Was unternimmt die Bundesregierung, um die Länder der KSZE für 
eine Entsendung von KSZE-Beobachtern, wie von dem Bundes- 
minister des Auswärtigen, Dr. Klaus Kinkel (FR 9. Mai 1994) vor- 
geschlagen, zu gewinnen? 


Die Frage wird in den zuständigen KSZE-Gremien diskutiert. Da- 
bei bemüht sich Deutschland an der Seite einer Reihe weiterer 
Teilnehmerstaaten der KSZE, die türkische Regierung davon zu 
überzeugen, eine KSZE-Mission zur Untersuchung von Men- 
schenrechtsfragen in der Türkei einzuladen. 
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14. Trifft es zu, daß das Auswärtige Amt die Unterstützung für eine 
Initiative der skandinavischen Länder zur Ingangsetzung des 
KSZE-Mechanismus aufgrund weitverbreiteter und systematischer 
Folter in der Türkei verweigert? 

Wenn ja, warum? 


Dies trifft nicht zu. Im Gegenteil hat die Bundesregierung eine in 
der KSZE eingebrachte Initiative der nordischen Staaten zur Lage 
in der Türkei ausdrücklich unterstützt. 


15. Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach Angaben des Mei- 
nungsforschungsinstituts FORSA 77 % der Bevölkerung mehr 
Druck auf die Türkei befürworten, damit die Menschenrechte 
beachtet werden und keine Folter stattfindet? 

Ist die Bundesregierung bereit, Konsequenzen aus dieser Kenntnis 
zu ziehen? 


Diese Umfrage ist der Bundesregierung nicht bekannt. Im übrigen 
wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen. 


II. Waffenexporte 

1 . Wurden bei der Prüfung der von den Newroz- und Kommunalwahl- 
Delegationen vorgelegten Beweise auch die schriftlichen Berichte 
ausgewertet? 

Mit welchem Ergebnis? 


Die Bundesregierung hat sämtliches ihr vorgelegtes Material 
geprüft und ausgewertet. Über das Ergebnis der Prüfungen wur- 
den der Auswärtige Ausschuß und der Verteidigungsausschuß 
schriftlich unterrichtet. 


2. Wurden die Mitglieder der Darmstädter Beobachtergruppe einge- 
hender nach Einzelheiten befragt, die sie im Hof der Gendarmerie- 
Station in Hazro an verschiedenen Fahrzeugen zwar beobachten, 
aber nicht fotografieren konnten? 


Der Bundesregierung liegen mündliche und schriftliche Berichte 
von verschiedenen Gruppen über ihre Reisen in den Südosten der 
Türkei vor. 


3. Wie bewertet die Bundesregierung Aussagen der Darmstädter 
Beobachtergruppe, nach denen sie am 22. März 1994 vor der 
Gendarmerie-Kaserne in Diele angehalten wurde? 

Sie berichten: „Hinter der Kaserne hatten vier schwere Geschütze 
auf Selbstfahrlafetten Stellung bezogen. Kurz danach hielten neben 
uns 15 Landrover und ein Panzerwagen des Typs BTR-60, alle Fahr- 
zeuge voller Soldaten in Kampfausrüstung. Während unsere Pässe 
kontrolliert wurden, gab der direkt hinter uns stehende BTR-60 
mehrere Schüsse aus seiner Bordkanone ab. Laut Aussage des uns 
kontrollierenden Offiziers bereiteten die Soldaten eine Operation 
vor, die mit den Schüssen eingeleitet werde." 


Die Bundesregierung hat zu diesem Vorgang keine weiteren 
Erkenntnisse. 
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4. Trifft es zu, daß die Bundesregierung 300 (dreihundert) BTR-60- 
Schützenpanzer aus NVA-Beständen an die Türkei geliefert hat? 

Wann und in welcher Ausstattung? 


Die Bundesregierung hat im Herbst 1991 und im Frühjahr 1992 
300 SPW PB BTR-60 Schützenpanzer aus NVA-Beständen an die 
Türkei geliefert. 


5. Treffen Informationen zu, nach denen die Türkei von Rußland 
10 bis 50 BTR-60-Panzer erhalten hat? 

Wann und in welcher Ausstattung? 


Die Türkei hat 1993 von Rußland BTR-60 Schützenpanzer erhal- 
ten. Über die Ausstattung liegen keine Erkenntnisse vor. 


6. Wie ist es zu erklären, daß etwa 300 ausländische Beobachter, die 
sich vom 20. bis 29. März 1994 in Kurdistan aufhielten, an (z. T. weit 
voneinander entfernt liegenden) Orten immer nur russische BTR-60 
gesehen haben? 


Die Bundesregierung sieht sich nicht in der Lage, aus den 
genannten Beobachtungen eine Aussage zur Herkunft der 
BTR-60 abzuleiten. 


7. Ist der Bundesregierung bekannt, welche Verteidigungs- und 
Grenzsicherungsaufgaben MTW-M113- oder Leopard- 1- Al -Panzer 
mehrere 100 km von der Grenze entfernt in diesen Tagen ausgeübt 
haben? 


Nein. Verschiedene Truppenteile der türkischen Streitkräfte sind 
mit MTW M 113 und KPz Leopard 1 ausgerüstet. Welche Ausbil- 
dungs- und Übungsvorhaben oder Verlege- und Transportmaß- 
nahmen für einzelne Geräte bzw. Teileinheiten oder Truppenteile 
wann dürchgeführt wurden, ist nicht bekannt. 


8. Ist der Bundesregierung bekannt, daß 1992/93 von der Bundesrepu- 
blik Deutschland gelieferte Kalaschnikow- Gewehre aus NVA- 
Beständen an Dorfschützer und Polizeieinheiten ausgegeben 
wurden? 


Nein. Der Bundesregierung ist allerdings bekannt, daß die Türkei 
Kalaschnikow-Gewehre aus vielfältigen Quellen bezogen hat. 


9. Welche Funktionen füllen Dorfschützer und Polizisten bei der türki- 
schen Landesverteidigung im Rahmen der NATO aus? 

Gilt dies auch für Einsätze in Diyarbakir (ca. 100 km Luftlinie von 
der Grenze entfernt), Lice, Kulp (ca. 160 km), Hazro und Ergani (ca. 
130 km)? 


Die Bundesregierung kann nicht beurteilen, welche Funktionen 
die türkische Regierung einzelnen Maßnahmen im Rahmen der 
Landesverteidigung beimißt. 
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10. Welche Funktion erfüllt ein BTR-60-Panzer nach Einschätzung der 
Bundesregierung im Gefängnishof von Diyarbakir bei der türki- 
schen Landesverteidigung im Rahmen der NATO? 


Auf die Antwort zu Frage 9 wird verwiesen. 


11. Welche Bedeutung hat die müitärische Sicherung von Wahllokalen 
mit MAN-LKW, G3- und Kalaschnikow-Gewehren bei der türki- 
schen Landesverteidigung im Rahmen der NATO? 


Auf die Antwort zu Frage 9 wird verwiesen. 


12. Wie sieht ein „stichhaltiger Beweis" für einen vertragswidrigen 
Einsatz deutscher Waffen aus? 


Diese Frage läßt sich nicht generell beantworten. 


13. Wie beurteilt die Bundesregierung die Chancen eines deutschen 
Beobachters in Kurdistan, nach erfolgreicher Beweisaufnahme mit 
dem Beweismaterial nach Deutschland zurückkehren zu können? 


Die Bundesregierung sieht von einer Beantwortung dieser speku- 
lativen Frage ab. 


14. Trifft es zu, daß Außenminister Cetin in seinem Brief vom 2. Juni 
1992 ausdrücklich „in diesem Zusammenhang an das neue strate- 
gische Konzept des Bündnisses, unter anderem § 13, wie es am 
7. November 1991 in Rom vereinbart wurde" erinnerte und damit 
zum Ausdruck brachte, daß die Türkei die gelieferten Waffen auch 
„im Falle (. . .) der Unterbrechung lebenswichtiger Ressourcen 
sowie von Terror- und Sabotageakten" einsetzen werde? 

a) Wenn nein, weshalb konnte der Generalinspekteur Naumann 
am 7. Juli 1993 in der Türkei ungestraft und nicht dementiert 
erklären, daß die PKK auch nach Ansicht der Bundesregierung 
eine Terrororganisation sei, die auch mit deutschen Waffen mili- 
tärisch bekämpft werden dürfe? 

b) Wenn ja, wie ist diese Tatsache mit der Behauptung des Bundes- 
ministers des Auswärtigen, Dr. Klaus Kinkel, vereinbar, die 
Türkei habe sich verpflichtet, die gelieferten Waffen ausschließ- 
lich „zur Verteidigung gegen einen bewaffneten Angriff einzu- 
setzen"? 


Der vollständige Text des Briefwechsels zwischen dem Bundes- 
minister des Auswärtigen, Dr. Klaus Kinkel, und dem türkischen 
Außenminister Cetin ist in der BT-Drucksache 12/2927 abge- 
druckt. Der türkische Außenminister hat in seinem Brief auf § 13 
des neuen strategischen Konzeptes der NATO Bezug genommen. 
Dieser Paragraph unterscheidet allerdings deutlich zwischen dem 
Angriff auf das Bündnisgebiet im Sinne von Artikel 5 NATO- 
Vertrag, der für die Verwendung deutscher Waffen aus militäri- 
schen Hilfsprogrammen allein maßgeblich ist einerseits und der 
Bedrohung der Sicherheit des Bündnisses durch Terrorismus 
andererseits. Für letztere wird Artikel 4 NATO-Vertrag herange- 
zogen und damit ausdrücklich klargestellt, daß die Bekämpfung 
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des Terrorismus nicht unter Artikel 5 des NATO-Vertrags fällt. Die 
türkische Regierung hat dementsprechend wiederholt ausdrück- 
lich versichert, daß diese Waffen nicht zur Terrorismusbekämp- 
fung eingesetzt werden. 

Die in der Frage 14 a gegebene Darstellung ist nicht zutreffend. 
Zutreffend ist vielmehr die Wiedergabe in der Presseerklärung 
des Bundesministeriums der Verteidigung vom 7. Juli 1993: 

„Nach Gesprächen mit dem türkischen Generalstabschef Dogan 
Güres und Verteidigungsminister Nevzat Ayaz wies General Nau- 
mann am Mittwoch zu einer Frage nach dem Einsatz der aus 
Deutschland gelieferten Waffen gegen die PKK gegenüber dpa 
auf die Erklärung der Bundesregierung hin, daß diese Waffen 
nicht gegen die Kurden eingesetzt werden dürfen. Er verwies in 
diesem Interview ferner auf die Haltung der Bundesregierung, 
daß es das legitime Recht der Türkei sei, sich gegen terroristische 
Angriffe zur Wehr zu setzen. In diesem Zusammenhang sagte er, 
daß hierfür vielfach das Verständnis in der Öffentlichkeit fehle.'" 

Diese Aussage gibt die Haltung der Bundesregierung zutreffend 
wieder. 


15. Sind der Bundesregierung Äußerungen türkischer Kommandeure 
in Kurdistan bekannt, nach denen 

a) eine Unterscheidung zwischen PKK und Zivilisten nicht mehr 
möglich sei, 

b) man den Teich (Zivilisten) austrocknen müsse, um die Fische 
(PKK) zu fangen? 


Die genannten Äußerungen sind der Bundesregierung zum Teil 
bekannt. 


16. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß diese Äußerungen 
(Frage 15) durch Räumungen, Zerstörungen und Bombardements 
von mittlerweüe ca. 900 Dörfern bereits in die Praxis umgesetzt 
werden? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß in den bewaffneten Aus- 
einandersetzungen zwischen PKK und türkischen Sicherheits- 
kräften leider auch viele Dörfer zerstört worden sind. 

Im übrigen ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
türkische Regierung das Recht hat, den Terrorismus in ihrem Land 
im rechtsstaatlichen Rahmen zu bekämpfen. Auf das Gebot der 
Rechtsstaatlichkeit hat sie die türkische Regierung wiederholt 
hingewiesen. 


17. Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang die 
Bombardierung von Dörfern, von denen vermutet wurde oder 
denen nach der Wahl vorgeworfen wurde, sie hätten sich dem 
Wahlboykott angeschlossen oder die falsche Partei gewählt? 


Der Bundesregierung liegen hierüber keine Erkenntnisse vor. 
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18. Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang Pla- 
nungen des türkischen Generalstabs, die Region um den Ararat 
zum militärischen Sperrgebiet zu erklären und zu diesem Zweck 
die dort lebenden Menschen zu vertreiben und die etwa 50 Dörfer 
zu zerstören? 

Pressemeldungen zufolge soll nach Umsetzung dieses Planes jeder 
Mensch, der in diesem Gebiet angetroffen wird, erschossen 
werden. 


Die türkische Regierung begründet derartige Planungen mit der 
Notwendigkeit, gemeinsame, grenzüberschreitende Aktivitäten 
der PKK sowie der armenischen Terrororganisation „Armenian 
Secret Liberation Army"' zu bekämpfen. Die Bundesregierung 
wiederholt ihren Hinweis auf das Gebot, Terrorismus allein mit 
rechtsstaatlichen Mitteln zu bekämpfen. 


19. Kann nach Auffassung der Bundesregierung die Abgabe einer 
Lizenz zur Produktion von Waffen in der Türkei als Waffenexport 
bezeichnet werden? 

Wenn nein, warum nicht? 


Die Vergabe einer Lizenz zur Herstellung von Waffen im Ausland 
ist nach dem Außenwirtschaftsgesetz und der Außenwirtschafts- 
verordnung genehmigungspflichtig. In den „Politischen Grund- 
sätzen der Bundesregierung für den Export von Kriegswaffen und 
sonstigen Rüstungsgütern'' vom 28. April 1982 werden Anlagen 
und Unterlagen zur Herstellung von Kriegswaffen als kriegs- 
waffennahe sonstige Rüstungsgüter bezeichnet. 


20. Bestreitet die Bundesregierung die Auffassung, daß der mißbräuch- 
liche Einsatz von in Lizenz hergestellten Waffen in gleicher Weise 
zu betrachten (und zu verurteilen) sei wie der mißbräuchliche Ein- 
satz direkt aus Deutschland gelieferter Waffen? 

Wenn ja, mit welcher Begründung? 


Einsatz- und Verwendungsbeschränkungen kann die Bundes- 
regierung nur im Rahmen militärischer Hilfsprogramme (NATO- 
Verteidigungshilfe, Rüstungssonderhilfe, Materialhilfe) aufgrund 
bilateraler Regierungsabkommen vereinbaren. 


21. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine Unter- 
stützung der „militärischen Lösung" auch dann vorliegen würde, 
wenn die aus Deutschland gelieferten Waffen ausschließhch im 
Westen der Türkei stationiert wären, da diese damit andere Waffen 
der Türkei für die Aufgaben in Kurdistan freisetzten? 


Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, sich zu dieser hypotheti- 
schen Frage zu äußern. 
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22. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Waffen- 
lieferungen auch dann, wenn diese nicht im Kurdistan-Konflikt ein- 
gesetzt werden, diejenigen Kräfte in der Türkei stärkt, die eine 
„militärische Lösung" des Konflikts wünschen? 


Auf die Antwort zu Frage 21 wird verwiesen. 


23. Welche Gründe sind für das Auslaufen der Verteidigungshilfe aus- 
schlaggebend? 


Die Bundesregierung hat 1992 entschieden, die Verteidigungs- 
hilfe, die der Türkei zur Verbesserung ihrer Verteidigungsfähig- 
keit im Rahmen der NATO-Verpflichtungen gewährt wurde, auf- 
grund der veränderten sicherheitspolitischen Situation in Europa 
ab 1995 einzustellen. 


24. Was wird bis zum Auslaufen der Verteidigungshilfen noch gelie- 
fert? 

Wann wird dies geschehen? 

Von wo wird das Gerät stammen? 


Anlage 1 enthält eine Aufstellung mit den erfragten Angaben. 


25. Stehen noch Lieferungen im Rahmen der Material- und der 
Rüstungssonderhilfe an? 

Wenn ja, was und wann wird geliefert? 

Von wo wird das Gerät stammen? 


Im Rahmen des Materialhilfe III-Abkommens erhält die Türkei 
Materialien im Wert von insgesamt 1,5 Mrd. DM. Bis zum 
18. August 1994 wurden Materialien im Wert von ca. 1,272 Mrd. 
DM an die Türkei geliefert. Material im Wert von ca. 80 Mio. DM 
(siehe Anlage 2) wird zur Zeit für den Transport an die Türkei 
vorbereitet. Welche Materialien für die restlichen ca. 148 Mio. DM 
vorgesehen sind, ist noch nicht festgelegt. Transporttermine wur- 
den noch nicht festgelegt. Das Material wird aus Beständen der 
Bundeswehr geliefert. Im Rahmen der Rüstungssonderhilfe wer- 
den keine Materialien mehr geliefert. 


26. Sind Neuauflagen der Material- und der Rüstungssonderhilfen mit 
der Türkei im Gespräch? 


Nein. 


27. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, auch die privatwirt- 
schaftlichen Waffenheferungen zu stoppen? 

Wenn ja, unter welchen Voraussetzungen? 

Wenn nein, warum nicht? 
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Genehmigungen für privatwirtschaftliche Waffenlieferungen sind 
ZU versagen unter den Voraussetzungen des § 6 III des Kriegswaf- 
fenkontrollgesetzes; sie können versagt werden unter den Vor- 
aussetzungen des § 6 II des Kriegswaffenkontrollgesetzes oder 
des § 7 I des Außenwirtschaftsgesetzes. 

Bei Ausfuhren von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern in 
NATO-Länder gilt folgendes: 

Der Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern hat 
sich an der Erhaltung der Verteidigungskraft des Bündnisses und 
damit an dem Verteidigungsinteresse der Bundesrepublik 
Deutschland zu orientieren. Er ist grundsätzlich nicht zu be- 
schränken, es sei denn, daß aus besonderen politischen Gründen 
in Einzelfällen eine Beschränkung geboten ist („Politische Grund- 
sätze der Bundesregierung für den Export von Kriegswaffen und 
sonstigen Rüstungsgütern'' vom 28. April 1982 Nr, 1). 


28. Sieht die Bundesregierung juristisch und politisch Möglichkeiten, 
erteilte Lizenzen zurückzuziehen? 

Wenn nein, warum nicht? 

Wenn ja, welche? 


Auf die Antwort zu Frage 27 wird verwiesen. 


29. Worin wird die weitere wirtschaftliche Unterstützung der Türkei 
bestehen? 


Die Frage kann zur Zeit noch nicht beantwortet werden, weil Ver- 
handlungen mit der türkischen Regierung über die diesjährige EZ 
frühestens für Oktober dieses Jahres zu erwarten sind. Dabei wird 
die Lieferung oder Finanzierung militärischer Güter ausgeschlos- 
sen sein. 
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Anlage 1 


Ausstehende Lieferungen im Rahmen der NATO-Verteidigungs- 
hilfe 


Gegenstand 

Wert 

Liefertermin 

ET-Identifizierung türkischer 
Schiffe deutscher Herkunft 

151 000 

31. 12. 1994 

Umrüstkits M 52 

177 000 

31. 8. 1994 

Wartungsreserve M 52 

4 000 

31. 12. 1994 

Instandsetzung Steuergerät/ 
Beschaffung Hydraulikpumpe 

28 000 

30. 9. 1994 

ET-Beschaffung M 52 

6 000 

31. 12. 1994 

ET für Triebwerke Tyne 

334 000 

30. 11. 1994 

ET für Triebwerke Tyne 

346 000 

31. 12. 1994 

ET für Triebwerke Tyne 

741 000 

31. 12. 1994 

Modernisierung Avionik 

13 500 

3. 9. 1994 

14 Mira für Milan+1 MES 3 

4 600 000 

31. 10. 1994 


Sämtliche Gegenstände kommen aus deutscher Produktion. 


12 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode DrUCkSSChC 12/8458 





Ausstehende Lieferungen an 

die Türkei 

Stand: 

Anlage 2 

18. August 1994 

Lfd. 

Nr. 

Satz 

Nr. 

Vertrags-/ 

Kenn-Nr. 

Gegenstand 

Wert 

Finan- 

zierung 

Liefer- 

datum 

Bemer- 

kungen 

SG 

1 

39 

MH/TÜ III/018 

42 M-Boote m. Anhänger u. Rüstsätze z. Verlastung 

726 760,00 

MH III 




D 

2 

61 

MH/TÜ III/068 

17 EA Tankwagen TATRA CA 18 

1 700 000,00 

MH III 




D 

3 

62 

MH/TÜ III/069 

10 EA Flugfeldtankwag. TATRA 815 CAPL 16 CR 

1 150 000,00 

MH III 




D 

4 

1 

MH/TÜ III/071 

6 EA LFZ Phantom RF 4 E 

15 600 000,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

5 

44 

MH/TÜ III/071 

1 EA Ersatzteilträger f. LFZ Phantom RF 4 E 

2 600 000,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

6 

12 

MH/TÜ III/078 

111 Scherenfernrohr f. Art. -Batterie . . . 

46 620,00 

MH III 




D 

7 

13 

MH/TÜ III/081 

46 Beleuchtungssatz 0,5 m. Kabel o. SEA-Sätze 

46 000,00 

MH III 




D 

8 

14 

MH/TÜ III/083 

7 Elektro Versorgungsanlagen GAD 16 

50 050,00 

MH III 




D 

9 

28 

MH/TÜ III/088 

Ca. 696 Pos. ET/AT f. WS FLAK 40MM/L 70 MOD 69 

329 465,22 

MH III 




D 

10 

2 

MH/TÜ III/106 

7 Pos. Wartungsausst. Filmausw.-Station- WS SLAR- 

21 500,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

11 

3 

MH/TÜ III/116 

30 Pos. Versartikel f. AN/UPD-6 SLAR 

7 550 000,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

12 

4 

MH/TÜ III/117 

4 SE Werkzeugsatz f. UPD-6 SLAR 

2 920,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

13 

5 

MH/TÜ III/123 

10 Pos. Vers.-Artikel f. AN/UPD-6 SLAR 

4 121 739,13 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

14 

6 

MH/TÜ 111/ 124 

2 Pos. Vers.-Artikel f. AN/UPD-6 SLAR 

207 500,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

15 

7 

MH/TÜ III/125 

3 Pos. Vers.-Artikel f. AN/UPD-6 SLAR 

1 254 000,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

16 

8 

MH/TÜ 111/ 126 

2 Pos. Erst. -Teile f. AN/UPD-6 SLAR 

165 000,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

17 

9 

MH/TÜ III/133 

70 Pos. Versorgungsartikel d. WS RF-4E 

8 086 669,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

18 

10 

MH/TÜ III/134 

2 EA Test Set, Transponder, WS RF-4E 

28 000,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

19 

11 

MH/TÜ 111/ 135 

1 EA Werkzeugausst. f. Raketenbehälter WS F-104 

108,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

20 

15 

MH/TÜ ni/155 

8 EA LKW 7 TO KHD 

56 000,00 

MH III 



früh. VHTÜ 937 

D 

21 

16 

MH/TÜ III/156 

9 EA WZG PRÜ+F- u. Werkzeugs., Feuerleitgerät 

4 500,00 

MH III 



früh. VHTÜ 1008 

D 

22 

17 

MH/TÜ III/157 

1 SE WSA-FLG MES 2 a. LKW 1,5 t UNIMOG m. EBS 

14 000,00 

MH III 



früh. VHTÜ 942 

D 

23 

18 

MH/TÜ III/158 

9 SE WSA-FLG MES 3 a. LKW 5 t MAN 

612 000,00 

MH III 



früh. VHTÜ 943 

D 

24 

19 

MH/TÜ 111/ 159 

2 SE WSA-FLAK MES 2 

2 800,00 

MH III 



früh. VHTÜ 938 

D 

25 

20 

MH/TÜ 111/ 160 

6 SE WSA-FLAK MES 2 ERG S 

780,00 

MH III 



früh. VHTÜ 940 

D 

26 

21 

MH/TÜ 111/ 162 

4 SE WSA-FLAK MES 3 a. LKW 5 t MAN 

116 000,00 

MH III 



früh. VHTÜ 941 

D 

27 

22 

MH/TÜ III/163 

22 Pos. EVG f. Feuerleitgerät FLAK 

51 776,78 

MH III 



früh. VHTÜ 1030 

D 

28 

23 

MH/TÜ III/164 

2 Pos. EVG f. FLAK Marinemodell (a. Heeresdep.) 

676,06 

MH III 



früh. VHTÜ 1031 

D 

29 

24 

MH/TÜ in/165 

21 Pos. f. FLAK Marinemodell (a. Marinedep.) 

2 931,39 

MH III 



früh. VHTÜ 1032 

D 

30 

25 

MH/TÜ 111/ 167 

873 EA Manöverpatronen DM 28 F-FLAK 40 mm L70 

7 857,00 

MH III 



früh. VHTÜ 1003 

D 

31 

26 

MH/TÜ III/168 

14 076 EA Spreng-Brandmunition DM 31 

126 684,00 

MH III 



früh. VHTÜ 1004 

D 

32 

27 

MH/TÜ 111/ 169 

105 364 EA Spreng-Brandmunition DM 81 

3 371 648,00 

MH III 



früh. VHTÜ 1005 

D 

33 

29 

MH/TÜ III/173 

88 Pos. Erst-/Austauschteile d. WS RF-4E 

1 375 000,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

34 

30 

MH/TÜ 111/ 174 

2 EA Tragflügelabschnitt 

148 000,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

35 

31 

MH/TÜ III/175 

15 Pos. Ausbildungsmittel f. LFZ RF-4E 

285 000,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

36 

32 

MH/TÜ III/176 

8 Pos. Ausbildungsmaterial 

79 000,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

37 

43 

MH/TÜ III/177 

2 Pos. Leitkranz, Turbine f. Triebwerk J79-17A 

141 400,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

38 

33 

MH/TÜ III/178 

9 Pos. Erstteile f. Turbinenleitkränze 

85 263,16 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

39 

34 

MH/TÜ 111/ 179 

7 Pos. Erst-/Austauschteile d. Triebwerkes J79 

6 615 000,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

40 

35 

MH/TÜ III/181 

8 Pos. Erstteile d. LFZ F-4F 

2 160,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

41 

36 

MH/TÜ 111/ 186 

1 EA Wing Assy Cent., Sect. Half, WS RF-4E/F-4F 

76 000,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

42 

37 

MH/TÜ 111/ 188 

1 EA Wing Assy Cent. Sect, Half, WS RF-4E 

76 000,00 

MH III 



Projekt KAAN ' 

D 

43 

38 

MH/TÜ 111/ 194 

105 Pos. Vers.-Artikel d. WS RF-4E 

1 770 000,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

44 

40 

MH/TÜ 111/ 195 

7 Pos. Vers.-Artikel a. AN/UPD-6, WS RF-E 

10 600 000,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

45 

42 

MH/TÜ III/197 

1 EA Prüf- u. Füllvorrichtung, . . . SLAR 

2 450,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

46 

41 

MH/TÜ III/200 

2 EA Test Set AN/APM-410, WS RF-4E 

1 914 000,00 

MH III 



Projekt KAAN 

U 

47 

45 

MH/TÜ III/208 

3 EA SPAR, AIRCRAFT 

34 500,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

48 

46 

MH/TÜ in/210 

3 EA Schallerzeuger, Tiefton, Mienenräum gerät 

40 200,00 

MH III 




D 

49 

47 

MH/TÜ III/2 11 

5 EA Speisekabel, Geräusch 

33 000,00 

MH III 




D 

50 

48 

MH/TÜ III/212 

2 143 Pos. Vers.-Artikel d. AN/FPS 89 

2 500 000,00 

MH III 




U 

51 

49 ' 

MH/TÜ III/213 

182 Pos. Erst-/Austauschteile f. Fregatte Kl. 120 

970 000,00 

MH III 




U 

52 

50 

MH/TÜ III/258 

Eratz- u. Austauschteile f. WS FLAK 40 mm L70 

260 000,00 

MH III 




D 

53 

51 

MH/TÜ III/259 

596 000 EA Patrone 20x139 mm DM81 

1 788 000,00 

MH III 




D 

54 

52 

MH/TÜ III/260 

584 000 EA Patrone 20 x 139 mm DM101 

2 044 000,00 

MH III 




D 

55 

54 

MH/TÜ III/261 

6 EA Gleichlauf prüf gerät, Zieloptik f. Kpz Leopard 

9 900,00 

MH III 




D 

56 

55 

MH/TÜ III/262 

7 EA Gleichlaufprüfgerät, Zieloptik f. Kpz Leopard 

7 700,00 

MH III 




D 

57 

56 

MH/TÜ III/263 

6 SE Demodulator, Typ TFD 1000 

240 000,00 

MH III 




D 

58 

57 

MH/TÜ III/264 

9 292 EA Cartridge Photo Flash, Ml 12 A2-WS RF-4E 

27 876,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

59 

58 

MH/TÜ III/265 

15 987 EA Patrone Manöver 40 mm x 3 65 DM 28 A2 

383 688,00 

MH III 




D 

60 

59 

MH/TÜ III/266 

Div. Ersat^teile/Austauschteile f. Fregatte 120 

142 126,00 

MH III 




D 

61 

60 

MH/TÜ III/267 

80 Pos. Vers.-Artikel f. Inst./lnsp. LFZ RF-4E Phantom 

19 766,00 

MH III 



Projekt KAAN 

D 

62 

53 

MH/TÜ Ill/ohne 

1 Leopard 1A5 (leihweise Überlassung) 

182 000,00 

MH III 



Sachgebiet T 

D 

Summe 



79 906 013,74 
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